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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Zurückweisung von Einsprüchen und Änderungsanträgen zur Frage 
der Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung von Erstattungszinsen als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 20. Februar 2025 eine 
Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der Länder zur Zurückweisung 
von Einsprüchen und Änderungsanträgen zur Frage der Verfassungsmäßigkeit 
der Besteuerung von Erstattungszinsen (§ 233a Abgabenordnung (AO)) als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen veröffentlicht. 

Hintergrund 

Die Allgemeinverfügung ergeht aufgrund 

- des § 367 Absatz 2b und des § 172 Absatz 3 der Abgabenordnung sowie 
- der Nichtannahmebeschlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Juli 
2023, 2 BvR 2671/14 (vorgehend BFH, Urteil vom 24. Juni 2014, VIII R 28/12, 
nv), 2 BvR 2674/14 (vorgehend BFH, Urteil vom 24. Juni 2014, VIII R 29/12, 
BStBl II 2014 S. 998), und vom 12. Juli 2023, 2 BvR 482/14 (vorgehend BFH, 
Urteil vom 12. November 2013, VIII R 1/11, BFH/NV 2014 S. 830), 2 BvR 1711/15 
(vorgehend BFH, Urteil vom 15. April 2015, VIII R 30/13, nv) 

Die Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der Länder lautet wie 
folgt: 

"Am 20.2.2025 anhängige und zulässige Einsprüche gegen Festsetzungen der 
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer oder des Gewerbesteuermessbetrags, 
gegen gesonderte (und ggf. einheitliche) Feststellungen von 
Besteuerungsgrundlagen, gegen gesonderte Verlustfeststellungen nach § 10d 
Abs. 4 Satz 1 EStG oder gegen Bescheide, die die Änderung einer der 
vorgenannten Festsetzungen oder Feststellungen ablehnen, werden hiermit 
zurückgewiesen, soweit mit den Einsprüchen geltend gemacht wird, die 
Besteuerung von Erstattungszinsen (§ 233a AO) nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 
EStG, auch i.V.m. § 52a Abs. 8 Satz 2 EStG (i.d.F. des JStG 2010, BGBl. 2010 I 
S. 1768) und § 20 Abs. 8 EStG, § 8 Abs. 1 KStG oder § 7 GewStG verstoße 
gegen das Grundgesetz. 

Entsprechendes gilt für am 20.2.2025 anhängige, außerhalb eines Einspruchs- 
oder Klageverfahrens gestellte und zulässige Anträge auf Aufhebung oder 
Änderung einer Festsetzung oder Feststellung im Sinne des Satzes 1. 

Fundstelle 

Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der Länder vom 20. Februar 
2025.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Allgemeinverfuegung/2025-02-20-allgemeinver-zurueckw-erstattungszinsen.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. Februar 2025 

 
 
Für Zwecke der kraftfahrzeugsteuerrechtlichen Befreiung nach § 3 
Nr. 7 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes ist ein Gewerbebetrieb nicht 
allein aufgrund der einkommensteuerrechtlichen Fiktion der 
Abfärbung oder der gewerblichen Prägung nach § 15 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes anzunehmen. Fahrzeuge werden nicht 
ausschließlich zu Beförderungen für land- oder forstwirtschaftliche 
Betriebe verwendet, wenn sie von einer Personengesellschaft 
eingesetzt werden, um von ihr landwirtschaftlich erzeugte Produkte 
zu einer ebenfalls von ihr gewerblich betriebenen Biogasanlage zu 
befördern. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 009/25. 
 
 
 
 
Die Zuführung von Hausgeldzahlungen eines 
Wohnungseigentümers zur Erhaltungsrücklage einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft rechtfertigt auch unter 
Beachtung der seit dem 01.12.2020 geltenden Neuregelungen im 
Wohnungseigentumsgesetz keinen Werbungskostenabzug bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Der hierfür 
erforderliche Veranlassungszusammenhang zur 
Vermietungstätigkeit besteht erst, wenn und soweit die 
Wohnungseigentümergemeinschaft die zurückgelegten Mittel für 
Erhaltungsmaßnahmen verausgabt. 
  
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 010/25. 
 
 
 
Die Inanspruchnahme der in einer Rechnung als Aussteller 
bezeichneten Person nach § 14c Abs. 1 Satz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) setzt voraus, dass diese an der 
Erstellung der Rechnung mitgewirkt hat oder dass ihr die 
Ausstellung anderweitig nach den für Rechtsgeschäfte geltenden 
Regelungen, zu denen auch das Recht der Stellvertretung gehört, 
zuzurechnen ist. Ein vom Voreigentümer veranlasster unrichtiger 
Steuerausweis im Sinne des § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG kann dem 
Grundstückserwerber nicht nach § 566 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zugerechnet werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil IV R 11/23: Zur 
Kraftfahrzeugsteuer-
befreiung gemäß § 3 
Nr. 7 KraftStG 
 
 
 
 
 
 
 
18. Dezember 2024 
 

Urteil IX R 19/24: 
Zahlungen in die 
Erhaltungsrücklage 
einer Wohnungs-
eigentümergemein-
schaft sind keine 
Werbungskosten 
 
 
 
 
14. Januar 2025 
 

 

 
Urteil V R 16/22: Keine 
Haftung des 
Grundstücks-
erwerbers für 
unrichtige 
Steuerausweise in 
übernommenen 
Mietverträgen 
 
 
 
5. Dezember 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510019/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-kraftfahrzeugsteuerbefreiung-fuer-landwirtschaftliche-fahrzeuge-bei-lieferung-landwirtschaftlich-erzeugter-produkte-an-die-eigene-biogasanlage/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510025/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/noch-kein-steuerabzug-fuer-hausgeldzahlungen-in-die-erhaltungsruecklage/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520024/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 6/24: Einkommensteuer als Masseverbindlichkeit bei 
Zwangsversteigerung eines Grundstücks durch einen 
absonderungsberechtigten Grundpfandgläubiger 
12. November 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Anwendung des § 6a GrEStG auf Anteilsübertragungen im Ausland 
Die sogenannte Verlängerung der Beteiligungskette, bei der der übertragende 
Alleingesellschafter zugleich Alleingesellschafter der erwerbenden Gesellschaft 
ist, unterliegt auch bei ausländischen Gesellschaften nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 und 4 
GrEStG der Grunderwerbsteuer, wenn der Gesellschaft, deren Anteile übertragen 
werden, ein inländisches Grundstück gehört. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Anfang August 2010 war die in Irland ansässige A Unlimited (A) alleinige 
Gesellschafterin der ebenfalls in Irland ansässigen B Limited (B). B war 
Alleingesellschafterin weiterer Gesellschaften, die ihrerseits an Gesellschaften 
beteiligt waren, die über inländischen Grundbesitz verfügten. Andere 
Gesellschafter waren an diesen grundbesitzenden Gesellschaften nicht beteiligt. 
Die Klägerin wurde am 11.08.2010 auf der Grundlage des "BVI Business 
Companies Act 2004" gegründet. Der Sitz der Klägerin befand sich auf den 
Britischen Jungferninseln. Sie wurde in das dortige Register eingetragen. 
Alleinige Gesellschafterin war A. 
Am 27.08.2010 übertrug A alle Anteile an der B auf die Klägerin. 
2015 stellte sich anlässlich einer Außenprüfung durch das zuständige Finanzamt 
für Groß- und Konzernbetriebsprüfung X die Frage nach der 
grunderwerbsteuerlichen Relevanz der Anteilsübertragung. Die Klägerin vertrat 
die Ansicht, dass zwar ein Erwerbsvorgang nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 des 
Grunderwerbsteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (GrEStG) 
vorliege, dieser jedoch nach § 6a GrEStG steuerfrei sei. 
Das Finanzamt führte daraufhin weitere Außenprüfungen bei der Klägerin und der 
A durch, die sich auf die Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für die 
Grunderwerbsteuer nach § 17 GrEStG und die Grundbesitzwerte bezogen. Die 
Prüfer gelangten zu dem Ergebnis, dass ein Erwerbsvorgang nach § 1 Abs. 3 
Nr. 4 GrEStG vorliege und die Voraussetzungen des § 6a GrEStG nicht erfüllt 
seien. 
Das Finanzamt erließ daraufhin einen Bescheid über die gesonderte und 
einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für die Grunderwerbsteuer. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte keinen Erfolg. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520025/
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Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die sogenannte Verlängerung der Beteiligungskette, bei der der übertragende 
Alleingesellschafter zugleich Alleingesellschafter der erwerbenden Gesellschaft 
ist, unterliegt auch bei ausländischen Gesellschaften nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 und 4 
GrEStG der Grunderwerbsteuer, wenn der Gesellschaft, deren Anteile übertragen 
werden, ein inländisches Grundstück gehört (BFH, Urteil vom 25.11.2015 - 
II R 64/08, BFH/NV 2016, 420, Rz 15, m.w.N.). 
Ausgehend davon sind die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Nr. 4 GrEStG im 
Streitfall erfüllt. Am 27.08.2010 sind alle Anteile der A an der grundbesitzenden B 
und damit mindestens 95 % der Anteile auf die Klägerin übergegangen. 
Entgegen der Auffassung der Klägerin ist es unerheblich, dass A auch alleinige 
Anteilseignerin der Klägerin war. Entscheidend ist, dass die Anteile an der B und 
damit die (mittelbar) in deren Vermögen befindlichen Grundstücke mit der 
Anteilsübertragung dem Vermögen der Klägerin (erstmalig) zugeordnet wurden. 
Ob die nach der maßgeblichen ausländischen Rechtsordnung zu beurteilenden 
Rechtsvorgänge einer nach § 6a GrEStG begünstigten Umwandlung 
entsprechen, hat das Finanzgericht anhand des dafür maßgebenden 
ausländischen Rechts von Amts wegen zu ermitteln. Eine Revision kann nicht 
darauf gestützt werden, dass die Vorentscheidung auf der fehlerhaften 
Anwendung ausländischen Rechts beruht. 
Das Finanzgericht hat im Streitfall unter Anwendung des maßgeblichen 
ausländischen Rechts festgestellt, dass es sich bei dem die Grunderwerbsteuer 
auslösenden Vorgang nicht um eine "entsprechende Umwandlung" im Sinne des 
§ 6a Satz 2 GrEStG handelt. 
Diese Feststellungen des Finanzgerichts sind revisionsrechtlich nicht zu 
beanstanden. Die Revisionsbegründung wendet sich gegen die -aus ihrer 
Sicht- unzutreffende Auslegung des ausländischen Rechts durch 
das Finanzgericht. Dies kann mit der Revision jedoch nicht geltend gemacht 
werden. 
§ 1 Abs. 3 GrEStG verstößt nicht gegen die Richtlinie 2008/7/EG des Rates vom 
12.02.2008 betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital 
(Amtsblatt der Europäischen Union 2008, Nr. L 46, 11). 
Die Nichtanwendung des § 6a GrEStG bei der Übertragung von Anteilen an einer 
grundbesitzenden Gesellschaft auf eine ausländische Gesellschaft verstößt 
weder gegen die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union -AEUV-) noch gegen die 
Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 1 AEUV). Es liegt auch keine gegen EU-
Recht verstoßende Beihilfe vor (Art. 107 Abs. 1 AEUV). 
Auf die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) kann sich die Klägerin nicht 
berufen, da es sich bei ihr um eine Drittstaatengesellschaft handelt. 
Eine Verletzung der Kapitalverkehrsfreiheit liegt ebenfalls nicht vor. Da die 
Kapitalverkehrsfreiheit lediglich eine Benachteiligung der ausländischen 
Gesellschaften und ihrer Anteilseigner verbietet, aber eine Besserstellung 
gegenüber reinen Inlandssachverhalten nicht erfordert, sind nur solche 
(ausländischen) Vorgänge erfasst, die einem Umwandlungsvorgang im Sinne von 
§ 6a GrEStG entsprechen (vgl. BFH, Urteil vom 01.07.2021 - VIII R 9/19, BStBl II 
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2022, 359, Rz 21, m.w.N., zu § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG). Dies ist, wie 
vom Finanzgericht zutreffend festgestellt worden ist, vorliegend nicht der Fall. 
§ 6a GrEStG stellt auch keine Beihilfe im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV dar. 
Die Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick 
auf die bei einem Rechtsträgerwechsel anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; 
dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der 
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (EuGH, Urteil A-Brauerei vom 19.12.2018 - C-
374/17, EU:C:2018:1024, Rz 44). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. September 2024 (II R 36/21), veröffentlicht am 20. Februar 
2025. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG bei Ausgliederung eines 
Einzelunternehmens auf eine neu gegründete Kapitalgesellschaft 
Die Ausgliederung eines Einzelunternehmens auf eine zu diesem Zweck neu 
gegründete Kapitalgesellschaft kann nach § 6a GrEStG steuerbegünstigt sein. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die alleinige Gesellschafterin und Geschäftsführerin der Klägerin, einer GmbH, 
war Eigentümerin eines inländischen Grundstückes. Das Grundstück befand sich 
im Betriebsvermögen ihres Einzelunternehmens. 
Das Einzelunternehmen übertrug im Wege der Ausgliederung sein Vermögen als 
Ganzes auf die mit Gesellschaftsvertrag vom selben Tag neu gegründete 
Klägerin. 
Daraufhin setzte das Finanzamt Grunderwerbsteuer gegenüber der Klägerin fest. 
Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte teilweise Erfolg. 
Nach Ansicht des Finanzgerichts unterlag zwar der durch die Verschmelzung 
bewirkte Übergang des Eigentums an dem Grundstück von dem 
Einzelunternehmen auf die Klägerin nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 des 
Grunderwerbsteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (GrEStG) der 
Grunderwerbsteuer. Allerdings seien die Voraussetzungen für die 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG erfüllt gewesen. 
Dagegen richtet sich die Revision des Finanzamts. Seiner Ansicht nach ist die 
Ausgliederung des Unternehmens eines Einzelkaufmanns auf eine neu 
gegründete Gesellschaft nicht nach § 6a GrEStG begünstigt, weil kein 
Konzernsachverhalt vorliege. § 6a GrEStG sei auf Vorgänge innerhalb eines 
bestehenden Konzerns beschränkt. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der durch die Ausgliederung bewirkte Übergang des Eigentums an dem 
Grundstück auf die Klägerin unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der 
Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um einen gesetzlichen Eigentumswechsel, 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510012/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/247629/rett-no-tax-relief-for-foreign-intra-group-share-transfer/
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bei dem kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft 
vorausgegangen war und bei dem es auch keiner Auflassung bedurfte. 
Bei der Ausgliederung eines Einzelunternehmens zur Neugründung einer 
Kapitalgesellschaft nach § 123 Abs. 3 Nr. 2 UmwG handelt es sich um einen 
Umwandlungsvorgang im Sinne des § 6a Satz 1 GrEStG. 
Der BFH hat bereits entschieden, dass auch Umwandlungsvorgänge zwischen 
einem Alleingesellschafter und der von ihm beherrschten Kapitalgesellschaft von 
§ 6a GrEStG erfasst sind. § 3 Abs. 2 Nr. 2 UmwG sieht ausdrücklich vor, dass 
eine Kapitalgesellschaft auf ihren Alleingesellschafter verschmolzen werden kann 
und dieser das Vermögen der Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolger 
übernimmt. Der Alleingesellschafter einer Kapitalgesellschaft kann herrschendes 
Unternehmen im Sinne des § 6a GrEStG sein (BFH, Urteil vom 21.08.2019 - 
II R 15/19 (II R 50/13), BStBl II 2020, 329, Rz 21). 
Kann die Vorbehaltensfrist des § 6a Satz 4 GrEStG in diesem Fall 
umwandlungsbedingt nicht eingehalten werden, steht dies der Begünstigung nicht 
entgegen. 
Die Nachbehaltensfrist des § 6a Satz 4 GrEStG muss insoweit eingehalten 
werden, als der nach Erlöschen des Einzelunternehmens als Alleingesellschafter 
an der Kapitalgesellschaft beteiligte (frühere) Einzelkaufmann diese Beteiligung in 
Höhe von mindestens 95 % über weitere fünf Jahre halten muss. 
§ 6a Satz 4 GrEStG ist nach der Rechtsprechung des BFH dahingehend 
auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur insoweit eingehalten werden 
müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch 
eingehalten werden können. Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer 
abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen muss in Fällen 
der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder 
Ausgliederung zur Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. 
Die Vorbehaltensfrist muss bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur 
Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen. 
Denn eine vor der Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a 
Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der Abhängigkeit aus 
rechtlichen Gründen nicht erfüllen (BFH, Urteil vom 21.08.2019 - II R 16/19 
(II R 36/14), BStBl II 2020, 333, Rz 25). 
Nach diesen Grundsätzen hat das Finanzgericht zu Recht entschieden, dass die 
Grunderwerbsteuer dem Grunde nach im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu 
erheben ist. Die Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt. 
An dem Umwandlungsvorgang sind -wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt- das 
Einzelunternehmen als herrschendes Unternehmen und die Klägerin als 
abhängige Gesellschaft beteiligt. Unerheblich für die Anwendung des § 6a 
GrEStG ist der Umstand, dass das Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem 
Einzelunternehmen und -nach dessen Erlöschen- zwischen der Klägerin und ihrer 
Alleingesellschafterin erst durch den Umwandlungsvorgang begründet wurde. 
§ 6a Satz 4 GrEStG schließt die Steuerbegünstigung nicht aus. Zwar waren 
weder das Einzelunternehmen noch die Gesellschafterin als Alleingesellschafterin 
vor dem Umwandlungsvorgang fünf Jahre zu mindestens 95 % an der Klägerin 
beteiligt. Dies ist jedoch unerheblich, da beide aus Rechtsgründen vor dem 
Umwandlungsvorgang nicht an der Klägerin beteiligt sein konnten, da sie erst 
aufgrund des Umwandlungsvorgangs entstanden ist. Nach dem 
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Umwandlungsvorgang war die Alleingesellschafterin an der Klägerin zu 100 % 
beteiligt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. September 2024 (II R 2/22), veröffentlicht am 20. Februar 
2025. 
 

Business Meldungen 
 
Digitalisierungsrichtlinie II – Wesentliche Änderungen im Gesellschaftsrecht 
 
Mit dem Inkrafttreten der Digitalisierungsrichtlinie II (RL (EU) 2025/25) zum 30. 
Januar 2025 wird der Zugang zu verlässlichen Gesellschaftsinformationen sowie 
die Vernetzung von Unternehmensregistern innerhalb der Europäischen Union 
erweitert. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Richtlinie bis zum 31. Juli 2027 
umzusetzen. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Indirekte Steuern im Fokus: Updates und 
Trends 
Webcast, 25.03. und 29.04.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/Indirekte-Steuern-im-Fokus
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520021/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/247643/digitalisierungsrichtlinie-ii-wesentliche-aenderungen-im-gesellschaftsrecht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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